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3. Diskriminierung gegen LSBTI* gesetzlich beseitigen! 
 
3.2 Wie werden Sie intergeschlechtlichen Menschen in unserer Rechtsordnung 
Selbstbestimmung und rechtliche Anerkennung ermöglichen, d.h. unbürokratisch 
Alternativen zum Personenstand „männlich“ bzw. „weiblich“ anbieten?  
 
Union 

 
„CDU und CSU werben für Toleranz und wenden sich gegen homophobe 
Tendenzen genauso wie gegen jede Form der Diskriminierung.  
 
Das geltende Transsexuellengesetz ist in seinen wesentlichen Grundzügen 
inzwischen fast dreißig Jahre alt. Es entspricht nicht mehr in jeder Hinsicht 
aktuellen medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen. Deshalb wurde im 

September 2014 eine Interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) unter Federführung des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zur Situation von trans- 
und intersexuellen Menschen eingerichtet. Diese hat zu den Themenfeldern zwei Gutachten in 
Auftrag gegeben, die am 16.02.2017 öffentlich vorgestellt und diskutiert wurden. Der 
Abschlussbericht ist für den Sommer 2017 vorgesehen. In einer am 2. Juni 2017 gefassten 
Entschließung hat der Bundesrat die Bundesregierung nunmehr aufgefordert, das geltende 
Transsexuellengesetz vor Veröffentlichung der Ergebnisse dieses Abschlussberichtes 
aufzuheben und durch ein modernes Gesetz zu ersetzen.  
 
Nach der Überzeugung von CDU und CSU sollte das Ergebnis des noch ausstehenden 
Abschlussberichts abgewartet werden, zumal sich ggf. personenstandsrechtliche Folgefragen 
ergeben werden. Im Ergebnis unterstützen CDU und CSU jedoch das Vorhaben, das 
Transsexuellengesetz, unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, auf eine neue zeitgemäße Grundlage zu stellen.  
 
Im Übrigen kann in Deutschland auf Verlangen bereits heute darauf verzichtet werden, in die 
Geburtsurkunde das Geschlecht aufzunehmen (§ 59 Abs. 2 PStG). Außerdem erfolgt auch im 
Geburtenregister keine Angabe des Geschlechts, wenn diese nicht eindeutig möglich ist (§ 22 
Abs. 3 PStG).“ 
 
SPD 

„Die bestehende Regelung in § 22 Absatz 3 PStG stellt klar, dass die 
Geschlechtsangabe im Geburtseintrag offen bleibt, wenn diese nicht 
zweifelsfrei feststeht. Die SPD ist grundsätzlich zu weiteren Reformschritten 
bereit, die die Lage der Betroffenen weiter verbessern. Ob es bessere oder 
unbürokratische Alternativen zum Personenstand „männlich“, „weiblich“ oder 
„kein Eintrag“, gibt muss sich an den Bedürfnissen der Betroffenen orientieren 

und einen Mehrwert in Bezug auf deren Selbstbestimmung im Vergleich zum rechtlichen Status 
quo bieten. Die Bedürfnisse sind sehr unterschiedlich. Einige Personen würden ein „drittes 
Geschlecht“ vorziehen. Andere wiederum fühlen sich beiden Geschlechtern zugehörig oder 
empfinden eine ganz eindeutige Geschlechtszugehörigkeit. Wir müssen hier eine breite 
gesellschaftliche Debatte ohne Diskriminierung und Vorurteile führen. Außerdem ist Aufklärung, 
beispielsweise in Schulen, von großer Bedeutung.“ 
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Linke 
„Geschlechtskosmetische/normierende Operationen vor der 
Einwilligungsfähigkeit sind aus Sicht der LINKEN umgehend gesetzlich zu 
unterbinden. DIE LINKE strebt an, dass alle Menschen frei ihren Vornamen 
und ihr Geschlecht ohne jegliche Form von Begutachtung rechtlich wählen 
können. Neben den Kategorien männlich und weiblich sind mit den 
Betroffenenverbänden weitere Kategorien zu entwickeln. Das bisherige 

Transsexuellengesetz wird überflüssig, wenn umfassende gesetzliche Regelungen in den 
bestehenden Gesetzen geschaffen werden. Das BMFSJ hat hierzu von Prof. Dr. Konstanze Plett 
ein Gutachten und einen Gesetzentwurf erarbeiten lassen.“ 
 
Grüne 

„Wir plädieren für eine dritte Option im Personenstandsrecht. Wir wollen 
das Personenstandsgesetz so novellieren, dass alle Menschen durch die 
Schaffung einer weiteren Geschlechtskategorie die Möglichkeit erhalten, im 
Geburtenregister mit Wirkung für alle Folgedokumente und mit Wirkung 
einer rechtlichen Gleichbehandlung, dauerhaft weder eine Zuordnung zum 
männlichen noch zum weiblichen Geschlecht vornehmen müssen. Diese neue 
Geschlechtskategorie ist gemeinsam mit den Betroffenenverbänden zu 

entwickeln. 
 
Darüber hinaus schlagen wir ein Selbstbestimmungsgesetz vor, wonach auch 
intergeschlechtliche Menschen eine vereinfachte Berichtigung des Geschlechtseintrages und 
Änderungsmöglichkeit der Vornamen eingeräumt und ein effektives Offenbarungsverbot 
gewährleistet werden.“ 
 
FDP 

„Bei Geburt müssen in Deutschland Meldebehörden Name und Geschlecht 
eines Kindes feststellen. Ist das Geschlecht nicht eindeutig feststellbar, so wird 
das Kind mit „x“ gekennzeichnet und juristisch als ohne Geschlechtszuweisung 
erfasst. 
 
Wir Freie Demokraten erkennen den Wunsch von Betroffenen nach einem 

dritten und alternativen Personenstand, wie er sich in vielen anderen Ländern bereits 
durchsetzt. So bleibt für diese Personen ungeklärt, welche Art von Lebenspartnerschaft sie 
eingehen können, da sie rein rechtlich weder Mann noch Frau sind. Wir erkennen ebenso an, 
dass gerade für Eltern betroffener Kinder mit dieser Lösung die Angst vor Diskriminierung nicht 
gemindert wird. Diese Angst treibt viele Eltern zu übereilten geschlechtsanpassenden 
Operationen, statt es dem Kind zu einem späteren Zeitpunkt zu ermöglichen eine freie und 
mündige Entscheidung selbstbestimmt zu treffen. Wir Freie Demokraten sehen, dass die 
Probleme der immerhin 80.000 - 100.000 Intersexuellen in Deutschland noch unzulänglich mit 
Verwaltungsanweisungen angegangen werden. Eine öffentliche Diskussion und die Schaffung 
eines Bewusstseins für die Problematik sind ein erster und wichtiger Schritt.“ 
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AfD 
„Die Bürgerrechte von Schwulen, Lesben und Transgendermenschen werden 
nur in einem finanz- und wirtschaftspolitisch verantwortungsvoll geführten 
Staat langfristig geschützt werden können. Selbstbewusste Nationen und 
nicht überbordende lnstitutionen integrieren und schützen die in ihr lebenden 
Gruppen, z.B. Homosexuelle am besten und geben ldentität und 
staatsbürgerliche Verantwortlichkeit. 

 
Für uns ist besonders wichtig, dass unsere abendländische Wertegemeinschaft und unsere 
deutsche Leitkultur respektiert, akzeptiert und auch gelebt wird! Religiöse und persönliche 
Befindlichkeiten haben sich dem unterzuordnen. 
 
Wir bestehen darauf, die Diskussion über die angestrebten Rechtsprechungen von der 
Genderideologie zu entkoppeln.“ 
 
 
 
 
Legende 

 

 


